
CDU 
im Regionalrat Köln 

Liebe Leserinnen, 

liebe Leser, 

Das Verfahren zur Fortschrei-
bung des Abfallwirtschafts-
plans wurde am 23. April 2002 
eingeleitet. Nach diesem Zeit-
plan sollte der AWP im De-
zember 2003 vom Regionalrat 
beschlossen werden und ab 
01.01.2004 in Kraft treten.  
 
Durch den berechtigten 
Wunsch der Kommunen, 
länger über die Vorlage 
der Bezirksregierung be-
raten zu können, hat die 
Bezirksregierung nun die 
Beteiligungsfristen ver-
längert und einen neuen 
Zeitplan erstellt. Danach 
haben die Gebietskörperschaf-
ten bis zum 28. November 
2003 Zeit, ihre Anregungen 
einzureichen. Die Entsor-
gungskommission des Regio-
nalrates soll dann in ihrer Sit-
zung am 5. Dezember 2003 ü-
ber diese beraten, so dass der 
Regionalrat in seiner ersten o-
der zweiten Sitzung im Früh-
jahr 2004 den AWP beschlie-
ßen kann. Ob dieser Zeitplan 
einzuhalten ist, erscheint je-
doch fraglich,  
da die Entsorgungskommissi-
on nur eine Woche Zeit zur 

Vorbereitung hat.  
 
Geschäftsführerwechsel 
Bei der CDU-Fraktion im 
Regionalrat Köln hat die 
Geschäftsführung gewech-
selt. Seit dem 1. September 

2003 arbeitet 
A n d r e a s 
Klepke als 
Geschäftsfüh-
rer der Fraktion.  
Er studierte in 
Bonn 
Politikwissen-
schaft ,  Ge-
schichte und 

Öffentliches Recht und arbei-
tete zuletzt als  wissenschaftli-
cher Mitarbeiter im Wahlkreis-
büro des Landtagsabgeordne-
ten Gerhard Lorth. Außerdem 
ist er sachkundiger Bürger im 
Sportausschuss des Rates der 
Stadt Bonn.   
 
Andreas Klepke löst den bis-
herigen Geschäftsführer Cars-
ten Mannheims ab, der seit 
dem 01.09.2003 Geschäftsfüh-
rer der CDU  Kreis Aachen 
ist. Carsten Mannheims war 
seit dem 01. April 2002 der 
erste Geschäftsführer der 

CDU Fraktion im Regionalrat 
Köln und 
hat unsere 
Geschäfts-
stelle mit 
aufgebaut. 
Auch an 
dieser Stelle 
herzl ichen 
Dank für 
den uner-
müdl ichen 

Einsatz und die geleistete Ar-
beit. 
 
Für die trockene und teilweise 
sehr juristische Materie dieser 
Ausgabe des Regionalrats-
Reports möchten wir uns  be-
reits jetzt entschuldigen, aber 
gerade im Umwelt– und Ab-
fallbereich schlägt die deut-
sche Gründlichkeit und der 
Bürokratismus muntere Kapri-
olen. 
 
 
Ihr 

 
 
S t e f a n  G ö t z 
(Fraktionsvorsitzender) 
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Sollten Sie Fragen oder Anregungen zum Entwurf des Abfallwirtschaftsplans haben, so 
teilen Sie uns diese bitte mit.  Auf unserer Homepage (www.cdu-regionalrat-koeln.de) 
finden Sie eine ausführliche Version dieses Regionalrats-Reports, mit weiteren Infor-
mationen. Sie erreichen uns unter: 

 

CDU Fraktion im Regionalrat Köln 

Zeughausstr. 2-10 

50667 Köln 

 
Telefon: 0221 / 139 54 46 
Fax: 0221 / 139 54 51 
E-Mail:  info@cdu-regionalrat-koeln.de 



Die Aufstellung von 
Abfallwirtschaftsplänen 
ist in § 29 des Kreislauf-
wirtschafts- und Abfall-
gesetz (KrW-/ AbfG) 
vom 27.09.1994 geregelt. 
Dort heißt es: 

 
(1) Die Länder stellen für 
ihren Bereich Abfallwirt-
schaftspläne nach überörtli-
chen Gesichtspunkten auf. 
Die Abfallwirtschaftspläne 
stellen dar  
 
1. die Ziele der Abfallvermei-
dung und -verwertung sowie 

2. die zur Sicherung der 
Inlandsbeseitigung erforderli-
chen Abfallbeseitigungsanla-
gen. 

Die Abfallwirtschaftspläne 
weisen aus 
 
1. zugelassene Abfallbeseiti-
gungsanlagen und 
 
2. geeignete Flächen für Ab-
fallbeseitigungsanlagen zur 
Endablagerung von Abfällen 
(Deponien) sowie für sonstige 
Abfallbeseitigungsanlagen. 

 
Die Pläne können ferner 
bestimmen, welcher Entsor-
gungsträger vorgesehen ist und 
welcher Abfallbeseitigungsan-
lage sich die Beseitigungs-
pflichtigen zu bedienen haben. 
 
(2) Bei der Darstellung des 
Bedarfs sind zukünftige, 
innerhalb eines Zeitraumes 
von mindestens zehn Jahren 
zu erwartende Entwicklun-
gen zu berücksichtigen. So-
weit dies zur Darstellung des 
Bedarfs erforderlich ist, sind 
Abfallwirtschaftskonzepte 
und Abfallbilanzen auszu-
werten. 

 
(3) Eine Fläche kann als 
geeignet im Sinne des Absat-
zes 1 Satz 3 Nr. 2 angese-
hen werden, wenn ihre Lage, 
Größe und Beschaffenheit im 
Hinblick auf die vorgesehene 
Nutzung in Übereinstim-
mung mit den abfallwirt-
schaftlichen Zielsetzungen im 
Plangebiet steht und Belange 
des Wohles der Allgemeinheit 
nicht offensichtlich entgegen-
stehen. Die Flächenauswei-
sung nach Absatz 1 ist nicht 
Voraussetzung für die Plan-
feststellung oder Genehmigung 
der in § 31 aufgeführten 
Abfallbeseitigungsanlagen. 

 
 

(4) Die Ausweisungen im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 3 
Nr. 2 und Satz 4 können 
für die Beseitigungspflichtigen 
für verbindlich erklärt wer-
den. 

 
(5) Bei der Abfallwirtschafts-
planung sind die Ziele der 
Raumordnung zu beachten, 
die Grundsätze und sonstigen 
Erfordernisse der Raumord-
nung zu berücksichtigen. § 7 
Abs. 3 Satz 1 und 2 Nr. 3 
des Raumordnungsgesetze 
bleiben unberührt. 

 
(6) Die Länder sollen ihre 
Abfallwirtschaftsplanungen 
aufeinander und untereinan-
der abstimmen. Ist eine die 
Grenze eines Landes über-
schreitende Planung erforder-
lich, sollen die betroffenen 
Länder bei der Aufstellung 
der Abfallwirtschaftspläne die 
Erfordernisse und Maßnah-
men im Benehmen miteinan-
der festlegen. 

 
(7) Bei der Aufstellung der 
Abfallwirtschaftspläne sind 
die Gemeinden oder deren 
Zusammenschlüsse und die 
Entsorgungsträger im Sinne 
der §§ 15, 17 und 18 zu 
beteiligen. 

 
(8) Die Länder regeln das 
Verfahren zur Aufstellung 
der Pläne und zu deren Ver-
bindlicherklärung. 

 
(9) Die Pläne sind erstmalig 
zum 31. Dezember 1999 zu 
erstellen und alle fünf Jahre 
fortzuschreiben. 

Rechtsgrundlage zur Aufstellung des AWP 

Beteiligung der Gemeinden erforderlich  
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Prinzip der Kreislaufwirt-
schaft, Bedeutung und 
Aufgaben des AWP 

Ziele der so genannten 
Kreislaufwirtschaft sind 
neben der "Schonung der 

natürli-
chen Res-
sourcen 
und Siche-
rung der 
umwelt-

verträglichen Beseitigung 
von Abfällen", die Einfüh-
rung marktwirtschaftlicher 
Elemente in der Abfallwirt-
schaft. 
 
Somit setzt eine wirksame 
Abfallentsorgung eine Pla-
nung voraus, die sich nicht 
lediglich auf den örtlichen 
Bereich beschränkt. Abfall-
planung muss der gesamten 
Komplexität des Entsor-
gungsvorgangs unter öko-
logischen und ökonomi-
schen Gesichtspunkten 
Rechnung tragen. Sie ist 
damit Bestandteil öffentli-
cher Daseinsvorsorge. Ab-

fallplanung hat die Aufga-
be, Entsorgungssicherheit 
zu schaffen und die Akzep-
tanz für Standorte der Ab-
fallentsorgungsanlagen zu 
verbessern. Sie hat auch die 
Aufgabe, Überkapazitäten 
zu vermeiden und durch 
eine flexible Ausgestaltung 
der Entsorgungsstruktur 
zukünftig Optionen zu 
ermöglichen. 
 
Mit der dritten Fortschrei-
bung wird der Abfallwirt-
schaftsplan die Grundaus-
sagen treffen, die für eine 
Entsorgungsstruktur 
für den Regierungsbe-
zirk Köln nach dem 
Jahre 2005 gelten sol-
len. Denn ab Mitte 
2005 werden die Über-
gangsregelungen der 
Technischen Anleitung 
zur Verwertung, Be-
handlung und sonsti-
gen Entsorgung von 
Siedlungsabfällen (TA 
Siedlungsabfall) bzw. 
der Abfallablagerungs-
verordnung enden und 
eine Ablagerung von 
organischem Restmüll 
ohne Vorbehandlung 
ausgeschlossen sein. Daher 
wird die Umstellung der 
regionalen Entsorgung auf 
eine thermische Vorbe-
handlung durch die vor-
handenen 4 Müllverbren-
nungsanlagen als prioritäre 
Entsorgungsalternative zu 
Grunde gelegt. 
 
Rechtswirkungen des 
AWP 

Abfallwirtschaftspläne sind 
Fachpläne. Sie werden mit 
ihrer Bekanntgabe Richtli-
nien für alle behördlichen 
Entscheidungen, Maßnah-
men und Planungen (wie 
zum Beispiel Abfallwirt-

schaftskonzepte), die für 
die Abfallentsorgung Be-
deutung haben. Aus diesem 
Grunde müssen bereits auf 
dieser Planungsebene die 
EG-Richtlinie zur Erhal-
tung der natürlichen Le-
bensräume sowie der wild-
lebenden Tiere und Pflan-
zen (FFH-Richtlinie) be-
achtet werden. 
 
Bei der Aufstellung der 
Abfallwirtschaftskonzepte 
(AWK) durch die Kreise 
und kreisfreien Städte bzw. 
die Abfallentsorgungsver-

bände haben diese die Ab-
fallwirtschaftspläne zu 
"beachten". Dies bedeutet 
jedoch nicht, dass vor Auf-
stellung der AWK der Ab-
fallwirtschaftsplan abge-
wartet werden muss. Der 
AWP hat Rahmenwirkung, 
dessen Ziele in den Abfall-
wirtschaftskonzepten in-
strumentalisiert und kon-
kretisiert werden müssen. 
Die Abfallwirtschaftskon-
zepte und -bilanzen sind 
für die Aufstellung der 
Abfallwirtschaftspläne aus-
zuwerten, soweit dies zur 
Darstellung des Bedarfs 
erforderlich ist. 

September 203 - Ausgabe 
CDU-Fraktion im Regionalrat Köln 

RRK - Regionalrats-Report Köln 

Komplexe Planung der Müllentsorgung  

Die Bedeutung des Abfallwirtschaftsplanes 
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Besuchen Sie uns im Internet: 
www.cdu-regionalrat-koeln.de 

 

 



Seite 4 September 2003 - Ausgabe 
CDU-Fraktion im Regionalrat Köln 

RRK - Regionalrats-Report Köln 

Komplexes Verfahren zur Aufstellung des AWP  

Der Regionalrat berät 

Die Abfallwirtschaftspläne werden 
von den Bezirksregierungen als Obe-
re Abfallwirtschaftsbehörde für ih-
ren Bereich im Benehmen mit dem 
Regionalrat aufgestellt und bekannt 
gegeben. Soweit Abfälle in einem der 
Bergaufsicht unterliegenden Betrieb 
entsorgt werden, erfolgt die Aufstel-
lung im Einvernehmen mit der Be-
zirksregierung Arnsberg als Obere 
Bergbehörde.  
 
Hiernach läuft die Planung dreistufig 
ab: 
 
1. Die fachplanerischen Grundlagen 
des AWP werden von der Bezirksre-
gierung unter Berücksichtigung der 
von den Kommunen erstellten Ab-
fallwirtschaftskonzepte, soweit diese 
vorliegen und den aktuellen 
Sachstand enthalten, erarbeitet. 
 
2. Prüfung der beabsichtigten Stand-
orte auf Vereinbarkeit mit den Zie-
len der Raumordnung und Landes-
planung (ggf. Standortdarstellung im 
GEP) sowie der FFH-Richtlinie. 
 
3. Anlagenbezogene Detailplanung 
im Zulassungsverfahren. 
 
Außerdem müssen die 
betroffenen kreisfreien 
Städte, Kreise und kreisan-
gehörigen Gemeinden 
sowie Abfallentsorgungs-
verbände sowie der Ver-
band zur Sanierung und 
Aufbereitung von Altlas-
ten Nordrhein-Westfalen 
(Altlastensanierungs- und 
Altlastenaufbereitungsver-
band - AAV) bei der Auf-
stellung des Abfallwirt-
schaftsplans beteiligt wer-
den. Andere Körperschaf-
ten des öffentlichen 
Rechts, deren Belange von 
den Plänen berührt wer-
den, sollen vor Aufstellung 
der Abfallentsorgungsplä-
ne gehört werden. Ziel ist 
ein Ausgleich der verschie-

denen Interessen. 
 
Bei der Aufstellung des Abfall-
wirtschaftsplans sind die Ziele der 
Raumordnung und Landespla-
nung zu beachten. Die Oberste 
und die Obere Abfallwirtschafts-
behörde (Ministerium für Umwelt 
und Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz bzw. die 
Bezirksregierung) sind ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung bzw. 
Ordnungsbehördliche Verord-
nung bestimmte Festlegungen in 
den von ihnen aufgestellten Ab-
fallentsorgungsplänen ganz oder 
teilweise für die Entsorgungs-
pflichtigen für verbindlich zu 
erklären. 
 
Abfallwirtschaftsplan und Ge-
bietsentwicklungsplan – Betei-
ligung des Regionalrates 

Der Abfallwirtschaftsplan hat für 
die Festlegung geeigneter Stand-
orte für Abfallentsorgungsanlagen 
rahmensetzende Bedeutung. Die 
im AWP als Fachplan aufgenom-
menen regional bedeutsamen 
Standorte von Abfallentsorgungs-
anlagen sollen auch im Gebiets-

entwicklungsplan (GEP) dargestellt 
werden. 
 
Gebietsentwicklungspläne legen auf 
der Grundlage des Landesentwick-
lungsprogramms und von Landes-
entwicklungsplänen die regionalen 
Ziele der Raumordnung und Lan-
desplanung für die Entwicklung der 
Regierungsbezirke und für alle raum-
bedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen - also auch für raumbedeut-
same Abfallentsorgungsanlagen - im 
Planungsgebiet fest. Hierbei ist zu 
beachten, dass in der Regionalpla-
nung grundsätzlich Abfallbehand-
lungsanlagen dem Siedlungsraum 
und Deponien dem Freiraum zuge-
ordnet werden. Diese planerische 
Zuordnung entspricht der siedlungs-
strukturellen Ordnung des Landes 
und den Zielen zum Freiraumschutz 
(Landesentwicklungsplan). 

Abb.: Planungssystematik und ihre zeitliche Abfolge  
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Für die Beurteilung des vorhandenen 
und erforderlichen Abfallkapazitäten 
sind Prognosemodelle erstellt wor-
den. Hierbei wurden für die einzel-
nen Abfallarten bestimmte Korrido-
re entwickelt, die zwischen 5% und 
50 % betragen. Diese wurden in der 
folgenden Tabelle unter mittlere, 

Minimum– und Maximumvariante 
berücksichtigt. Auf Grundlage der 
mittleren Prognosevariante werden 
folgende Entwicklungen bis zum 
Jahr 2012 im Vergleich zu 2002 
prognostiziert. Bei den Siedlungsab-
fällen und beim Sperrmüll  wird es 
einen Rückgang um 9-10% geben, 

die Bio– und Grünabfälle werden 
um 2,5 % steigen, während bei den 
sonstigen Abfällen ein Anstieg um 
4,5 % erwartet wird.  Bei den ge-
werblichen Abfälle wird sogar ein 
Rückgang um 30% bis 2012 erwar-
tet.   

Prognose der Abfallentwicklung bis 2012 

Ein Sinken der Abfallmengen wird erwartet 

Die Darstellungen im GEP sichern 
als "Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung" die entsprechend 
ausgewiesenen Flächen gegenüber 
konkurrierenden räumlichen Nut-
zungsansprüchen und gewährleisten 
ebenso die Vereinbarkeit von Zulas-
sungsentscheidungen mit eben je-
nen Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung. 
 

Die sachlichen und verfahrens-
mäßigen Entscheidungen zur 
Änderung des Gebietsentwick-
lungsplanes trifft der Regional-
rat. Dieser beschließt auch die 
Aufstellung des GEP. Das Erar-
beitungsverfahren wird von der 
Bezirksplanungsbehörde durch-
geführt, die an die Weisungen 
des Regionalrates gebunden ist.  

Zur Vorbereitung von Beschlussfas-
sungen des Regionalrates zur Ab-

fallwirtschaftsplanung und zur Dar-
stellung von Standorten für Abfall-
entsorgungsanlagen im GEP ist eine 
'Entsorgungkommission' des Regio-
nalrates des Regierungsbezirkes 
Köln gebildet worden. Über die 
abschließende, einzelfallbezogene 
Zulassung von Abfallentsorgungs-
anlagen ist im Rahmen des jeweili-
gen Zulassungsverfahrens durch die 
Behörde zu entscheiden.  

Abb.: Prognose der Abfallmengen für das Jahr 2012  



Durch die Neuordnung der Entsor-
gungsgebiete soll eine tatsächliche 
Gebührenentlastung der Privathaus-
halte sowie von Gewerbe und In-
dustrie erreicht werden. Hierzu wird 
die Bildung von Verbundlösungen 
vorgeschlagen., wobei folgende Ziele 
zu beachten sind: 
Es soll eine möglichst ortsnahe Ver-
wertung bzw. Entsorgung von Rück-
ständen gewährleistet werden. Die 
erforderlichen Abfalltransporte sol-
len durch Mitbenutzung möglichst 
nahe gelegener Anlagen minimiert 
werden. Die Transportlogistik soll 
bei  weitgehender Nutzung von 
Bahnanlieferung optimiert werden. 
Des weiteren soll die Überbrückung 
von Ausfallzeiten von Anlagen 
durch übergreifende Kooperation 
bzw. durch Schaffung eines Ver-
bundssystems und Beteiligung an 
einem MVA-Ausfallverbund gesi-
chert werden. Auf größere Einzugs-
gebiete angewiesene oder von Privat-
firmen betriebene Spezialanlagen 
sollen gemeinsam genutzt werden. 
Außerdem sollen Bedarfsprognosen 
für in der Entsorgungsstruktur noch 
fehlende Anlagen gemeinsam erar-
beitet werden. 
 
Der Zusammenschluss zu Zweck-
verbänden stellt eine Möglichkeit zur 
Vereinheitlichung der Gebühren dar. 
Weitere Instrumentarien zur Festle-
gung der angestrebten Kooperation 
sind entweder öffentlich-rechtliche 
Vereinbarungen direkt zwischen den 
öffentlichen Entsorgern oder Ent-
sorgungsverträge beispielsweise mit 
einem privaten Entsorger. Im zwei-
ten Fall ist eine europaweite Aus-
schreibung erforderlich. Im Einzell-
fall können Kooperationen über die 
Grenzen des Regierungsbezirkes 
hinaus sinnvoll sein. Hierbei darf 
jedoch die Entsorgungssicherheit 
des Regierungsbezirkes Köln nicht 
beeinträchtigt werden und als Aus-
gleich für die Müllannahme sollte 
eine adäquate abfallwirtschaftliche 
Gegenleistung vereinbart werden. 
 
Vier Entsorgungsregionen 

Die Konzeption von 4 Entsorgungs-
regionen (MITTE: Köln, Erftkreis 

(optional); OST: Leverkusen, Rhei-
nisch-Bergischer Kreis, Oberbergi-
scher Kreis, tlw. Rhein-Sieg-Kreis; 
WEST: Kreis/ Stadt Aachen, Kreise 
Düren und Heinsberg Erftkreis 
(optional); SÜD: Bonn, Kreis Eus-
kirchen, tlw. Rhein-Sieg-Kreis; vgl. 
Abbildung 1) im Regierungsbezirk 
Köln wird aufrechterhalten. Die in 
den Regionen liegenden 4 Müll-
verbrennungsanlagen sind zur Si-
cherstellung der Entsorgung für 
Abfälle der öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger sowie für weitere 
angediente gewerbliche Abfälle aus-
reichend. Mit den Zuordnungen 
nach diesem AWP soll einerseits den 
entsorgungspflichtigen Körperschaf-
ten für die zutreffenden Vereinba-
rungen und abzuschließenden Ver-
träge der vor Ort notwendige Spiel-
raum für Detailabstimmungen belas-
sen bleiben, andererseits muss die 
Entsorgungsstruktur mit 4 Entsor-
gungsregionen als Rahmen für das 
jeweilige Handlungskonzept ver-
bindlich vorgegeben werden. 
  
Aufgrund der genannten teilweise 
bestehenden, teilweise noch anzu-
strebenden Kooperationen wird eine 
Entsorgungsstruktur für den Regie-
rungsbezirk aufgezeigt, die letztlich 
die 4 oben genannten Entsorgungs-
regionen aufweist. Jede dieser Regio-
nen ist groß genug, um die jeweils 
vorhandenen Entsorgungsanlagen 
auch unter betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten und im Hinblick 
auf die Gebührenbelastung der Pri-
vathaushalte sinnvoll zu betreiben. 
Nach den vorliegenden Daten und 
dem in dieser Fortschreibung weiter-
entwickelten Prognosemodell ist die 
Errichtung weiterer zentraler Beseiti-
gungsanlagen aus Kostengründen 
nicht sinnvoll und planerisch als 
nicht notwendig zu bewerten. Ande-
re Anlagen sind dagegen in Einzel-
fällen noch erforderlich, dies ist 
letztlich unter Berücksichtigung des 
regionalen Bedarfs von den Gebiets-
körperschaften in eigener Zuständig-
keit im Rahmen der Aufstellung 
kommunaler Abfallwirtschaftskon-
zepte zu überprüfen. 
Zur vollständigen Analyse der Ent-
sorgungsstruktur zählt auch eine 

Betrachtung der durch die Abfallent-
sorgung notwendig werdenden 
Transportvorgänge. Die Abfallent-
sorgung ist mit einem ganz erhebli-
chen Verkehrsaufwand verbunden. 
Die Abfalltransporte erfolgen größ-
tenteils über LKW-Verkehr. Der 
Transport von Abfällen ist zuguns-
ten einer umweltverträglichen Ab-
fallbeseitigung soweit wie möglich zu 
minimieren. Es soll das Verkehrsmit-
tel ausgewählt werden, welches ande-
re Schutzgüter am wenigsten be-
lastet. Zu einer umweltverträglichen 
Abfallwirtschaft gehört damit die 
Minimierung des Transportes und 
die Wahl wenig belastender Ver-
kehrsmittel. Hierfür eignet sich im 
besonderen Maße der Schienenver-
kehr.  
Um den Verkehr von der Straße 
weitgehend auf die Schiene zu verla-
gern oder die Straßentransporte zu 
minimieren, sollten die vorhandenen 
Müllumladestationen soweit wie 
möglich genutzt werden. Zum einen 
kann dort der Übergang von der 
Straße zur Schiene erfolgen und zum 
anderen können an dieser Stelle ge-
eignete Vorsortier- und Behand-
lungsanlagen eingerichtet werden, 
welche die Abfallströme sinnvoller-
weise den Bereichen 
 
-stoffliche Verwertung 
-thermische Behandlung 
-Reststoffdeponie 
zuordnen.  
Es ist auch denkbar, an Standorten 
von bereits betriebenen Sortier- oder 
Verwertungsanlagen Umlademög-
lichkeiten schaffen, um bei bestimm-
ten Restabfallmengen eine Vernet-
zung mit weiteren Beseitigungsanla-
gen zu ermöglichen. Im Einzelfall 
kann der Transport auf der Straße 
sinnvoll bleiben; dies müsste aber 
durch eine Kosten-Nutzen-Analyse 
bzw. Öko-Bilanz nachgewiesen wer-
den. 
 
Eine Vernetzung der einzelnen Ent-
sorgungsanlagen über vorhandene 
oder noch zu errichtende Schienen-
anschlüsse ermöglicht in verschiede-
nen Bereichen der Entsorgungskette  

Veränderte Entsorgungsstrukturen 

Vier Entsorgungsregionen für den Regierungsbezirk Köln 
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betriebliche Vorteile. Der Schienen-
anschluss hat im Regierungsbezirk 
Köln planerisch eine herausragende 
Bedeutung innerhalb der ausgewie-
senen Entsorgungs- bzw. Deponie-

regionen beim Betrieb von Verbren-
nungsanlagen und Deponien. Bei 
Anlagenplanungen oder Bildung von 
Kooperationen ist daher jeweils zu 
prüfen, ob und in welchem Umfang 
Transportoptimierungen möglich 
sind. In vielen Fällen liegen die Ent-
sorgungsanlagen relativ günstig im 
Schienennetz der Deutschen Bahn 
AG. 
 
Deponierung  

Nach der Deponie-Verordnung, 
Ablagerungs-Verordnung und Tech-
nischen Anleitung zur Verwertung, 
Behandlung und sonstigen Entsor-
gung von Siedlungsabfälle sind Ab-
fälle auf oberirdischen Deponien so 
abzulagern, dass durch geeignete 
Standortwahl, durch geeignete De-
ponieabdichtungssysteme, durch 
geeignete Einbautechnik der Abfalle 
und Einhaltung bestimmter Zuord-
nungswerte bei den Abfallen mehre-
re Barrieren geschaffen sowie die 

Freisetzung und Ausbreitung von 
Schadstoffen nach dem Stand der 
Technik verhindert werden. 
Dieser Regelung liegt zu Grunde, 

dass die Abfälle selbst die wirksams-
te und dauerhafteste Barriere sein 
sollen. Daraus ergibt sich die Not-
wendigkeit, die reaktiven Bestandtei-
le des Restmülls, dies sind insbeson-
dere die organischen Anteile, wei-
testmöglich zu reduzieren.  
 
Diese Vorgaben zum langfristigen 
Schutz der Umwelt müssen auf-
grund der o. g Regelungswerke bis 
spätestens zum 31.05.2005 umge-
setzt sein. Da im Regierungsbezirk 
Köln schon heute im Wesentlichen 
die Vorbhandlungskapazitäten durch 
den Betrieb der bestehenden Haus-
müllverbrennungsanlagen geschaf-
fen sind, wurden die Vorgaben 
schon zu einem erheblichen Teil 
umgesetzt und vollzogen.  
 
Zukünftige Deponieerrichtungen 
und Deponieerweiterungen sind so 
zu planen, dass zu jeder Zeit die 
Entsorgung über mindestens 10 

Jahre gesichert ist. Sie sind entspre-
chend der Deponie- und der Ablage-
rungs-Verordnung so zu errichten 
und zu betreiben, dass die Bildung 
von Sickerwasser und Deponiegas 
minimiert wird.  
 

Deponieregionen 
Die Bildung von De-
ponieregionen wird 
noch nicht verbindlich 
vorgegeben, weil hier 
zunächst noch die Um-
setzung der Deponier-
verordnung abzuwar-
ten ist. Es werden je-
doch vermutlich in 
Zukunft nur noch zwei 
oder drei Deponie-
standorte im Regie-
rungsbezirk Köln nötig 
sein. Hier werden kei-
ne verbindlichen Regi-
onen gebildet, sondern 
die Gebietskörper-
schaften können eige-
ne Konzepte erstellen.  
In den vergangenen 
Jahren sind von der 
Bezirksregierung Köln 
bei einigen 
entsorgungspflichtigen 
K ö r p e r s c h a f t e n 
U m s t i eg s ko n z ep t e 

akzeptiert worden. Mit diesen Kon-
zepten wurde ein verzögerter Ein-
stieg in die thermische Vorbehand-
lung und ein zeitlich befristet länge-
rer Deponiebetrieb ermöglicht. Vor-
rangiges Ziel solcher Umstiegskon-
zepte war die damit erreichbare Ver-
füllung der Gesamtdeponie oder 
von technisch abtrennbaren Depo-
nieabschnitten. 
 
Dies alles entstammt dem Entwurf 
zur Fortschreibung des Abfallwirt-
schaftsplanes des Regierungsbezirks 
Köln. Die CDU-Fraktion wird aller-
dings im weiteren Verfahren prüfen, 
ob das Ziel der Gebührenentlastung 
nicht besser ohne eine strikte Festle-
gung von Entsorgungsregionen er-
reicht werden kann. Es ist auf jeden 
Fall zu begrüßen, dass der Regie-
rungspräsident keine Festlegung in 
Deponieregionen vornimmt und 
somit den Kommunen in diesem 
Bereich keine weiteren Fesseln an-
legt. 

Abb.: Anlagenzuordnung in den Entsorgungsregionen  
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Soko Nationalpark 
verlegt 

 
Die 4. Sitzung der Son-
derkommission Natio-
nalpark am 26. Septem-
ber 2003 wurde abge-
sagt. 
 
Hintergrund ist, dass 
durch das zuständige 
Landesministerium kurz-
fristig ein überarbeiteter 
Entwurf für die Natio-
na lpa rksverordnung 
vorgelegt wurde, der bis 
zum nächsten Sitzungs-
termin der Sonderkom-
mission nicht mehr in 

den betroffenen Ge-
bietskörperschaften be-
raten werden konnte. 
Ein genauer Zeitplan, 
bis wann dies erfolgen 
soll steht noch nicht 
fest. Die Sitzung der 
Sonderkommission ist 
jedoch nun für Novem-
ber/Dezember 2003 
angesetzt worden. 
 
Auch hier gilt natürlich, 
dass Sie uns gerne Ihre 
Anregungen zusenden 
können, so dass wir sie 
bei unseren Beratungen 
berücksichtigen können. 
 

  
Helmut Stahl, MdL 
referiert bei Klausurta-
gung 

 
Schwerpunkt der letzten 
Klausurtagung der CDU 
Fraktion in Bad Neuen-
ahr-Ahrweiler im Juli 
2003 war die Verwal-
tungsreform in NRW. 
Hierzu referierte der 
parlamentarische Ge-
schäftsführer der CDU 
Landtagsfraktion Hel-
mut Stahl, MdL. 
Sollten Sie weitere Infor-
mationen zu diesem 
Thema benötigen, so 

Prof. Dr. Erhard Möller, 
Stadt Aachen 
(Vors. Braunkohlenausschuss) 
Dr. Dieter Pesch, 
Kreis Euskirchen 
(Stellv. Vors. Kommission für 
Regionalpl. u. Strukturfragen) 
 
Vorsitzender des 
Regionalrates Köln: 
Gerhard Lorth, MdL, 
Stadt Bonn 
 

Vorsitzender 
Stefan Götz, (verantwortlich) 
Stadt Köln 
Stellvertr. Vorsitzende: 
Heidi Rackwitz-Zimmermann, 
Rhein-Sieg-Kreis 
Hans-Josef Heuter, 
Kreis Heinsberg 
Beisitzer: 
Dieter Heuel, 
Rhein-Sieg-Kreis 
(Vors. Verkehrskommission) 

Fraktionsgeschäftsstelle: 
Fraktionsgeschäftsführer 
Andreas Klepke M.A. 
Zeughausstr. 2-10 
50667 Köln 
 
Tel.: 0221 / 139 54 46 
Fax: 0221 / 139 54 51 
E-Mail: 
info@cdu-regionalrat-koeln.de 
Internet: 
www.cdu-regionalrat-koeln.de 
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Sitzungstermine des Regionalrates Köln und seiner  
Kommissionen im Jahr 2003 
Sitzungen des Regionalrates: 
Freitag, den 17. Oktober 2003, 10.30 Uhr 
Freitag, den 19. Dezember 2003, 10.30 Uhr 
Sitzungen der Verkehrskommission: 
Freitag, den 10. Oktober 2003, 10.30 Uhr 
Freitag, den 12. Dezember 2003, 10.30 Uhr 
 

 

Sitzungen der Kommission für Regionalpla-
nung und Strukturfragen:  

Freitag, den 5. Dezember 2003, 10.30 Uhr  
Sitzungen der Unterkommissionen der VK: 
In der Woche vom 24. bis 28. November 2003 
Sitzungen der Entsorgungskommission: 

Freitag, den 5. Dezember 2003  

 

Kurzmeldungen 


